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A Finanzielle Auswirkungen 

Mit der antragsgemäßen Entscheidung sind 
keine finanziellen Auswirkungen verbunden 
finanzielle Auswirkungen verbunden ( in diesem Fall bitte weiter ausfüllen) 

I   Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat 

HMS-Ampel rot grün abs.: 
in %: 

II  Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat 
Budget verfügte Ausgaben (Ist) 

Investitionscontrolling Investition Instandhaltung abs.: 
in %: 

III Übersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage 
Es handelt sich um   Mehrkosten budgettechnische Umsetzung 

Bei Bedarf Hinweise | Erläuterung (max. 750 Zeichen) 

Typ Jahr Bezeichnung 
Gesamt- 

kosten 

…davon 

APL/ÜPL 

Finanzierung 

(Sperre, Ertrag) 

Kontierung 

(Objekt und Konto) 

 Summe einmalige Kosten: 

 Summe Folgekosten: 

Prognose Zuschussbedarf
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B  Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpflichtend) 
 

(Die Inhalte dieses Feldes werden [außer bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen] im Internet/Intranet veröffentlicht. Es dürfen hier 

keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme: Einwilligungserklärung des/der 

Betroffenen liegt vor). Ergänzende Erläuterungen, soweit erforderlich, siehe D. Begründung, Pkt. II) 
 

Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen ruft 2023 zum Bundesprogramm 

"Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur" auf. Mit dem Bundes-

programm sollen überjährige investive Projekte der Kommunen in den Bereichen Sport, Jugend und Kul-

tur mit besonderer regionaler oder überregionaler Bedeutung und mit hoher Qualität im Hinblick auf ihre 

energetischen Wirkungen und Anpassungsleistungen an den Klimawandel gefördert werden. Eine kom-

munale Komplementärfinanzierung in Höhe von 55 v. H. ist dabei notwendig. Für die Einreichung der Pro-

jektskizze zum Walhalla ist ein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung notwendig 

 

C  Beschlussvorschlag 
 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass  

1. die Landeshauptstadt Wiesbaden mit dem Kulturdenkmal Walhalla für das Bundesprogramm 
„Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur (SJK)“ im Jahr 
2022 nicht aufgenommen wurde. Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung vom 29. 
September 2022 (Beschluss Nr. 0370) die Anmeldung von 7,3 Mio. Euro zum Haushalt 2024 ff für 
die Komplementärfinanzierung (55 v. H. von 13,3 Mio. Euro zuwendungsfähiger Ausgaben) in dem 
Förderprogramm beschlossen. 
 

2. mit dem Projektaufruf 2023 zum Bundesprogramm "SJK" erneut überjährige investive Projekte der 
Kommunen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur mit besonderer regionaler oder über-
regionaler Bedeutung und mit hoher Qualität im Hinblick auf ihre energetischen Wirkungen und 
Anpassungsleistungen an den Klimawandel gefördert werden können. 

 
3. mit der Einreichung der Projektskizze zum Kulturdenkmal Walhalla für das Bundesprogramm 

"SJK" 2023 konzeptionelle, investitionsvorbereitende und investive Maßnahmen zur Sanierung 
des Gebäudeensembles in Höhe von bis zu rd. 6 Mio. Euro zuwendungsfähiger Gesamtausgaben 
angemeldet werden können. Mit dem Zuwendungsbescheid aus dem Bundesprogramm "SJK“ ist 
eine Beteiligung der Kommune in Höhe von 55 v. H. (3,3 Mio. Euro) obligatorisch. 

 
Es wird beschlossen: 

1. Dezernat I/WVV wird beauftragt, im Rahmen des Bundes-programms "Sanierung kommunaler 
Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur (SJK)" im Jahr 2023 eine Projektskizze 
zum Vorhaben „Walhalla“ mit zuwendungsfähigen Kosten in Höhe von 6 Mio. Euro einzureichen. 
 

2. Die ab 2026 erforderlichen Mittel zur kommunalen Komplementärfinanzierung in Höhe von 55 v. H. 
der förderfähigen Kosten (bis zu 3,3 Mio. Euro von 6 Mio. Euro) werden zum Haushalt 2026 ff 
angemeldet. Da die LHW als Generalmieter vorgesehen ist, wirken sich Fördermittel mietmindernd 
aus. 
 

3. Diese Vorlage wird nach Beschlussfassung durch den Magistrat dem Kulturbeirat zur Stellung-
nahme weitergeleitet. 
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D  Begründung 
 

      

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage 

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrößen, Quantität, Qualität, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan, Erfolgs-

kontrolle) 

      

II. Ergänzende Erläuterungen 

(Demografische Entwicklung, Umsetzung Barrierefreiheit, Klimaschutz/Klima-Anpassung, etc.) 

Mit Beschluss Nr. 370 der Stadtverordnetenversammlung wurden 7,3 Mio. Euro zur Anmeldung für den 
Haushalt 2024 ff. für das Programm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, 
Jugend und Kultur (SJK)" 2022 beschlossen. Eine Aufnahme in das Programm „SJK“ 2022 erfolgte 
jedoch nicht.  
 
Mit dem Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und 
Kultur" sollen auch in 2023 überjährige investive Projekte der Kommunen in den Bereichen Sport, Jugend 
und Kultur mit besonderer regionaler oder überregionaler Bedeutung und mit hoher Qualität im Hinblick 
auf ihre energetischen Wirkungen und Anpassungsleistungen an den Klimawandel gefördert werden. Der 
Deutsche Bundestag hat im Bundeshaushalt 2023 Programmmittel in Höhe von 400 Millionen Euro für 
das Bundesprogramm „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ 
bereitgestellt. Damit werden Städte und Gemeinden weiterhin dabei unterstützt, den bestehenden  
Sanierungsstau bei diesen wichtigen Orten des Zusammenlebens abzubauen. Die Mittel sind im 
Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds veranschlagt und es sind Jahresraten bis 
einschließlich 2028 für die Förderung vorgesehen. 
 
Damit unterstützt der Bund die Kommunen beim Abbau des bestehenden Sanierungsstaus bei diesen 
Einrichtungen, insbesondere bei Schwimmhallen und Sportstätten. Die zu fördernden Projekte müssen 
zum Erreichen der Ziele des Klimaschutzgesetzes im Sektor Gebäude beitragen. Sie müssen deshalb 
hohen energetischen Anforderungen mit dem Ziel der deutlichen Absenkung von Treibhausgas-
emissionen genügen. Sie sollen ferner vorbildhaft hinsichtlich ihrer Resilienz, Nachhaltigkeit und Barriere-
freiheit sein. 
 
Gegenstand der Förderung sind kommunale Einrichtungen der sozialen Infrastruktur in den Bereichen 
Sport, Jugend und Kultur. Dies umfasst auch Kinos. Ein Schwerpunkt soll auf Schwimmhallen und Sport-
stätten liegen, da hier ein besonderer Sanierungsrückstand gesehen wird. Die zu fördernden 
Einrichtungen sollen eine besondere Wirkung für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die soziale 
Integration vor Ort haben und müssen daher für die Öffentlichkeit zugänglich sein. 
 
Mit Blick auf die beabsichtigten Klimawirkungen des Programms kommen als Fördergegenstände grund-
sätzlich nur Gebäude gemäß § 2 Abs. 1 des Gebäudeenergiegesetzes 3 (GEG) in Betracht. Gefördert 
wird die umfassende bauliche Sanierung und Modernisierung der fördergegenständlichen Einrichtungen, 
die in besonderer Weise zum Klimaschutz beitragen („klimafreundlicher Gebäudebetrieb“) und nur 
geringe Ressourcenverbräuche erfordern („klima- und ressourcenschonendes Bauen“). Das bedeutet: 
Bestandsgebäude sind grundsätzlich zu erhalten. Ersatzneubauten sind nur in Ausnahmefällen 
förderfähig. Die nachfolgend aufgeführten energetischen Standards müssen mindestens eingehalten 
werden: Die Gebäude müssen nach Abschluss der Sanierungsmaßnahme erstmals die Effizienzgebäude-
Stufe 70 oder bei Baudenkmälern oder sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz im Sinne des § 
105 GEG die Effizienzgebäude-Stufe „Denkmal“ gem. der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG) 
erreichen. 
 
Das Verfahren ist in zwei Phasen untergliedert. In der 1. Phase ist die Projektskizze bis zum 15. 
September 2023 einzureichen. Ein noch nicht vorliegender Rats-/Kreistagsbeschluss kann dem BBSR bis 
zum 6. Oktober 2023 nachgereicht werden. Nach Einreichung der Projektskizzen in der 1. Phase 
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(Interessenbekundungsverfahren) beschließt der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestags die zur 
Antragstellung vorzusehenden Projekte. Die 2. Phase umfasst dann die eigentliche Beantragung der 
Bundesförderung in Form einer Projektzuwendung (Zuwendungsantrag).  
 

Das EU-Beihilferecht ist zu beachten. Die antragstellenden Kommunen müssen eine entsprechende 
Eigenerklärung zur etwaigen Beihilferelevanz spätestens im Rahmen der Phase 2 bei Beantragung der 
Zuwendung für die ausgewählten Projektskizzen einreichen. 
 
Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung in Form der Anteilsfinanzierung durch einen nicht rückzahl-
baren Zuschuss. Die Zuwendungen werden bei der Bewilligung auf einen Höchstbeitrag begrenzt. Der 
Bundesanteil der Förderung soll in der Regel zwischen 1 und 6 Millionen Euro liegen. Die maximale 
Zuschusshöhe beträgt 45 v. H. 

 

III. Geprüfte Alternativen 

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar geprüft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen) 

      

Bestätigung der Dezernent*innen 
 

 

Wiesbaden,              August 2023 

         

 

 

 

 

 

Mende 

Oberbürgermeister 
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